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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
 
 
zu dem „Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/17575 
 
 
 
 
Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den oben genannten 
Gesetzentwurf wie folgt zu ändern: 
 
Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
 
1.  In Änderungsbefehl Nr. 1 Buchstabe e) wird nach der Angabe zu § 48a die folgende 

Angabe eingefügt: 
 

„§ 48b Landeszuschuss zur Finanzierung der Kita-Helferinnen und Kita-Helfer“ 
 
2.  Änderungsbefehl Nr. 14 Buchstabe a) wird wie folgt gefasst: 
 

„Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt: 
 

„(2) Die Zahl der Kinder pro Gruppe hat sich an den Vorgaben der Anlage 1 zu orien-
tieren. Eine Überschreitung der in der Anlage 1 genannten Zahl der Kinder pro Gruppe 
soll nicht mehr als zwei Kinder betragen, die zur Betreuung erforderlichen Personal-
kraftstunden sollen vorgehalten werden. Eine zusätzliche Überschreitung ist in Aus-
nahmefällen für einen Zeitraum von bis zu sechs Wochen um weitere zwei Kinder in 
den Gruppenformen I und III zulässig. Auch wenn in einer Einrichtung Gruppen gebildet 
werden, die sich aus verschiedenen oder aus Anteilen der Gruppenformen nach der 
Anlage 1 zusammensetzen, hat der Träger die Anzahl der in einer Gruppe betreuten 
Kinder so festzulegen, dass jedes entsprechend seinem Alter und seiner Entwicklung 
gefördert werden kann.““ 

 
3.  In Änderungsbefehl Nr. 15 Buchstabe b) wird die Angabe „Die Kernzeit muss an den 

Wochentagen Montag bis Freitag im Umfang von täglich mindestens fünf aufeinander-
folgenden Stunden angeboten werden.“ durch die Angabe „Die Kernzeit muss an den 
Wochentagen Montag bis Freitag im Umfang von täglich mindestens fünf Stunden 
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angeboten werden und in der Woche einen Umfang von insgesamt mindestens 
35 Stunden umfassen.“ ersetzt. 

 
4.  In Änderungsbefehl Nr. 16 wird die Angabe 
 

„(3) Eine nicht nur vorübergehende Überschreitung der Gruppengröße im Sinne von 
§ 26 Absatz 2 Satz 2 ohne Anpassung der Personalbemessung ist dem Jugendamt 
und dem Landesjugendamt unverzüglich anzuzeigen und durch das Jugendamt zu ge-
nehmigen. Eine Übersicht über die Anzahl der Anzeigen und Genehmigungen im Sinne 
von Satz 2 ist von den Landesjugendämtern statistisch zu erfassen und bis zum 1. März 
eines jeden Jahres an die oberste Landesjugendbehörde zu übersenden.“ 
 
durch die Angabe 

 
„(3) Eine Überschreitung der Gruppengröße im Sinne von § 26 Absatz 2 Satz 2 ohne 
Anpassung der Personalbemessung sowie eine Überschreitung der Gruppengröße im 
Sinne von § 26 Absatz 2 Satz 3 ist dem Jugendamt und dem Landesjugendamt unver-
züglich anzuzeigen. Eine Übersicht über die Anzahl der Anzeigen ist von den Landes-
jugendämtern statistisch zu erfassen und bis zum 1. März eines jeden Jahres an die 
oberste Landesjugendbehörde zu übersenden.“ 
 
ersetzt. 

 
5.  Änderungsbefehl Nr. 24 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Angabe „10,13“ wird durch die Angabe „10,3“ ersetzt. 

 
b) Die Angabe „7,63“ wird durch die Angabe „7,8“ ersetzt. 

 
c) Die Angabe „3,23“ wird durch die Angabe „3,4“ ersetzt. 

 
d) Die Angabe „12,33“ wird durch die Angabe „12,5“ ersetzt. 

 
e) Die Angabe „Der Zuschuss des Jugendamtes beträgt bei einer Trägerschaft nach 

Absatz 2 Nummer 1 89,87 Prozent, nach Absatz 2 Nummer 2 92,37 Prozent, nach 
Absatz 2 Nummer 3 96,77 Prozent und nach Absatz 2 Nummer 4 87,67 Prozent.“ 
wird durch die Angabe „Der Zuschuss des Jugendamtes beträgt bei einer Träger-
schaft nach Absatz 2 Nummer 1 89,7 Prozent, nach Absatz 2 Nummer 2 92,2 Pro-
zent, nach Absatz 2 Nummer 3 96,6 Prozent und nach Absatz 2 Num-
mer 4 87,5 Prozent.“ ersetzt. 

 
6.  In Änderungsbefehl Nr. 25 wird die Angabe „in Anlage 2 ausgewiesenen Zuschlag für“ 

durch die Angabe „Landeszuschuss gemäß § 48b zur Finanzierung der“ ersetzt. 
 

7.  Änderungsbefehl Nr. 27 Buchstabe a) wird wie folgt gefasst: 
 

„Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt: 
 

„(2) Der Landeszuschuss beträgt im Fall des 
 
1. § 36 Absatz 2 Nummer 1: 40,3 Prozent, 
2. § 36 Absatz 2 Nummer 2: 40,0 Prozent, 
3. § 36 Absatz 2 Nummer 3: 42,3 Prozent und 
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4. § 36 Absatz 2 Nummer 4: 37,2 Prozent, 
 
außer in den Fällen des § 36 Absatz 3 Satz 2.““ 
 

8.  In Änderungsbefehl Nr. 28 wird die Angabe 
 

„12.  den Einsatz des Zuschusses zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten, differen-
ziert nach den Einsatzarten und gegebenenfalls der Kombination von Einsatzar-
ten im Sinne des § 48 Absatz 1.“ 

 
durch die Angabe 

 
„12.  den Einsatz des Zuschusses zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten, differen-

ziert nach den Einsatzarten und gegebenenfalls der Kombination von Einsatzar-
ten im Sinne des § 48 Absatz 1, 

13.  den Einsatz des Zuschusses nach § 48b zur Finanzierung von Kita-Helferinnen 
und Kita-Helfern.“ 

 
ersetzt. 

 
9.  Änderungsbefehl Nr. 32 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die Angabe „164,20 Millionen Euro“ wird durch die Angabe „203,90 Millionen Euro“ 

ersetzt. 
 

b) Die Angabe „37 906,09 Euro“ wird jeweils durch die Angabe „52 875 Euro“ ersetzt. 
 

10.  Änderungsbefehl Nr. 34 wird wie folgt geändert: 
 

a) Die Angabe „2 750 Euro“ wird durch die Angabe „5 250 Euro“ ersetzt. 
 

b) Die Angabe „1 200 Euro“ wird durch die Angabe „3 480 Euro“ ersetzt. 
 

11.  Änderungsbefehl Nr. 36 wird wie folgt gefasst: 
 

„Nach § 48 werden die folgenden § 48a und § 48b eingefügt: 
 

„§ 48a 
Landeszuschuss zur Finanzierung der Transformationskosten 

 
(1) Das Land gewährt jedem Jugendamt zur Finanzierung der transformationsbeding-
ten Ausgaben einen pauschalierten Zuschuss. 
 
(2) Das Land stellt hierfür bis zur Einführung eines kindbezogenen, faktorbasierten Fi-
nanzierungssystem im Sinne des § 55 Absatz 7 einen Betrag von 200 Millionen Euro 
bereit. § 38 Absatz 1 Satz 2, § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 sowie § 48 Absatz 2 Satz 2 
gelten entsprechend. 

 
§ 48b 

Landeszuschuss zur Finanzierung der Kita-Helferinnen und Kita-Helfer 
 

Für diejenigen Kindertageseinrichtungen, die Kita-Helferinnen und Kita-Helfer zur Un-
terstützung bei nichtpädagogischen Aufgaben in den Kindertageseinrichtungen 
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anstellen, gewährt das Land dem Jugendamt pro Kindergartenjahr einen Zuschuss in 
Höhe von 16 200 Euro jährlich pro Einrichtung. § 45 Absatz 2 Satz 6 bis 10 gilt ent-
sprechend.““ 

 
12.  In Änderungsbefehl Nr. 37 Buchstabe b) wird die Angabe „abzüglich des Zuschlags für 

Kita-Helferinnen und Kita-Helfer im Sinne der Anlage 2“ gestrichen. 
 

13.  Die in Änderungsbefehl Nr. 42 in Bezug genommene Anlage 2 wird durch die aus dem 
Anhang zu diesem Änderungsantrag ersichtliche Anlage 2 ersetzt.  
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Anhang zum Änderungsantrag zum Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur 

Änderung des Kinderbildungsgesetzes“ (Drucksache 18/17575) 
(zu Änderungsbefehl Nr. 13) 

 
Anlage 2  
(zu § 33) 

Gruppenform Wöchentliche 
Betreuungszeit 

Gesamt-
personal-
kraftstun-
den 

Kindpauschale 

Gruppenform I:  
Kinder im Alter von 
zwei Jahren bis zur Ein-
schulung 

25 71,50 8.029,60 Euro 
 

30 85,50 9.412,00 Euro 

35 99,50 10.794,41 Euro 
 

40 113,75 12.450,20 Euro 

45 128,00 13.856,86 Euro 
 

Gruppenform II:  
Kinder im Alter von un-
ter drei Jahren 

25 76,50 17.024,23 Euro 
 

30 91,75 20.030,55 Euro 

35 107,00 23.036,86 Euro 
 

40 122,25 26.541,47 Euro 

45 137,50 29.547,79 Euro 
 

Gruppenform III:  
Kinder im Alter von drei 
Jahren und älter 

25 71,00 6.296,03 Euro 
 

30 85,00 7.384,18 Euro 

35 99,00 8.472,34 Euro 
 

40 101,50 11.085,95 Euro 

45 114,00 12.311,83 Euro 
 

 
Kinder mit oder mit drohenden Behinderungen 

  Kindpauschale  

Ü3 27.613,48 Euro 

U3  29.541,98 Euro  

U3 Gruppenform II/45 Stunden 31.885,86 Euro  

 
Die Behinderungen oder drohenden Behinderungen müssen von einem Träger der Eingliede-
rungshilfe festgestellt sein. 
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Begründung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung – „Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgeset-
zes“ (Drucksache 18/17575) – wird derzeit im Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend be-
raten. Bereits jetzt wurde in Gesprächen mit zentralen Akteuren deutlich, dass in ausgewählten 
Regelungsbereichen Änderungs- und Überarbeitungsbedarf gesehen wird, dem mit den ge-
nannten Änderungen entsprochen werden soll.  
 
Zu Nummer 1  
(Inhaltsübersicht) 
Redaktionelle Folgeänderung (siehe zu Nummer 11). 
 
Zu Nummer 2 
(§ 26) 
Im Hinblick auf mögliche Überschreitungen der Zahl der Kinder in den in der Anlage zum Ge-
setzentwurf vorgesehenen Gruppenformen werden die Regelungen klarer und strukturierter 
gestaltet. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Ausweitung der Überschreitungsmöglichkeit 
wird mit Blick auf spezifische Überbelegungskonstellationen angepasst. Beibehalten wird die 
aktuell geltende Möglichkeit der nicht nur vorübergehenden Überschreitung der Zahl der Kin-
der pro Gruppe. Absatz 2 stellt klar, dass die in der Anlage 1 ausgewiesenen Personalkraft-
stunden vorzuhalten sind und auch bei Überschreitungen der Gruppenbelegung entsprechend 
zu berücksichtigen sind. 
Für Ausnahmefälle sieht Satz 3 eine weitere vorübergehende Überbelegungsmöglichkeit in 
den Gruppenformen I und III vor, um kurzfristige und vorübergehende Schließungen einzelner 
Gruppen zu vermeiden (z.B. unvorhergesehene Personalausfälle aufgrund einer Grippewelle, 
Aufnahmenotwendigkeit aufgrund der vorübergehenden Schließung von Gruppen). Der Zeit-
raum einer vorübergehenden Überlegung wird entsprechend der aktuellen Rechtslage nun 
klarstellend im Gesetz aufgenommen (bis zu sechs Wochen).  
 
Zu Nummer 3 
(§ 27) 
Die Regelung zur Gestaltung der Kern- und Randzeiten wird neu gefasst und flexibilisiert. Eine 
Kernzeit soll mindesten 35 Stunden in der Woche angeboten werden. Damit besteht für Eltern 
Klarheit, dass jede Kita in Nordrhein-Westfalen - sofern sie von der Einrichtung von Kern- und 
Randzeiten Gebrauch macht - eine Kernzeit mit einem Mindestumfang von 35 Stunden je Wo-
che und fünf Stunden täglich anbieten muss. Es ist künftig zudem möglich, die Dauer der 
Kernzeit an den einzelnen Tagen unterschiedlich zu gestalten. Beispielsweise können freitags 
lediglich fünf Kernzeitstunden angeboten werden, wenn dafür an anderen Tagen längere Kern-
zeiten gelten.  
In der Kernzeit gilt grundsätzlich der bestehende und bereits etablierte Qualitätsstandard fort. 
Damit Träger finanziell auch in der Lage sind, diesen Standard zu allen Zeiten aufrechtzuer-
halten, bleibt es zudem vollumfänglich bei der bisherigen finanziellen Ausstattung. 
 
Zu Nummer 4 
(§ 28) 
Die Anpassung in Absatz 3 stellt klar, dass Überschreitungen der Gruppengrößen ohne An-
passung der Personalbemessung dem Landesjugendamt und dem Jugendamt anzuzeigen 
sind. Gleiches gilt für vorübergehende Überschreitungen im Sinne des § 26 Absatz 2 Satz 3. 
Daneben wird deutlich gemacht, dass in den Gruppen mit den jüngsten Kindern (Gruppenform 
II) eine vorübergehende Überbelegung ohne eine personelle Anpassung nicht möglich sein 
soll.  
Die im letzten Satz vorgesehene Genehmigungspflicht der Jugendämter bei einer nicht nur 
vorübergehende Überschreitung der Gruppengröße ohne Anpassung der 
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Personalbemessung wird gestrichen. Eine nicht nur vorübergehende Überbelegung ist nur 
dann möglich, wenn alle Anforderungen nach § 45 SGB VIII eingehalten sind. Bereits durch 
die Anzeige wird eine entsprechende Prüfung indiziert.  
 
Zu Nummer 5 
(§ 36) 
Mit der Verstetigung des Förderprogramms der Kita-Helferinnen und -Helfer in das KiBiz als 
eigenständiger Fördertatbestand entfällt die im Gesetzentwurf vorgesehene Integration der 
Mittel in die Kindpauschalen. Hierzu wird auf die Ausführungen zu Nummer 12 verwiesen. Die 
Trägeranteile und die Anteile des Jugendamtes kehren daher wieder auf das aktuell geltende 
Niveau zurück. 
 
Zu Nummer 6 
(§ 37) 
Redaktionelle Klarstellung in Folge der Integration des Förderprogramms der Kita-Helferinnen 
und -Helfer in das KiBiz als eigenständiger Fördertatbestand. 
 
Zu Nummer 7 
(§ 38) 
Hierzu wird auf die Ausführungen zu Nummer 5 verwiesen, die hier entsprechend gelten.  
 
Zu Nummer 8 
(§ 39) 
In Absatz 1 Satz 3 Nummer 13 wird der neue Zuschuss zur Finanzierung von Kita-Helferinnen 
und Kita-Helfern in den Verwendungsnachweis aufgenommen. Die Träger sollen im Rahmen 
des Verwendungsnachweises gegenüber dem jeweiligen Jugendamt nachweisen, dass die 
Mittel zweckentsprechend für den Einsatz von Kita-Helferinnen und Kita-Helfern verwendet 
worden sind. 
 
Zu Nummer 9 
(§ 45) 
Unter dem Schlagwort „Ungleiches ungleich behandeln“ hat sich in NRW insbesondere mit 
den Sprach-Kitas und plusKITAs ein System entwickelt, in dem Kitas mit einem hohen Anteil 
an Kindern aus herausfordernden Lebenslagen, eine zusätzliche Förderung für zusätzliche 
Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Sprachbildungsarbeit erhalten. Mit zusätzlichen Mit-
teln soll die Möglichkeit zum quantitativen Bestand an bisherigen Sprach-Kitas gewahrt und 
ein qualitativer Ausbau der plusKITAs in herausfordernden Lagen ermöglicht werden. Dazu 
wird der Fördersumme um rund 40 Millionen Euro auf 203,90 Millionen Euro erhöht. Zugleich 
wird die mindestens an jede plusKITA weiterzuleitende Pauschale nach Absatz 1 Satz 4 KiBiz 
auf 52.875 Euro erhöht. Damit erhält jede plusKITA eine auskömmliche Finanzierungsgrund-
lage für eine halbe Fachkraftstelle auf akademischem Niveau (TVöD SuE 11b inkl. Sachkos-
ten-Aufschlag). 
 
Zu Nummer 10 
(§ 46) 
§ 46 Absatz 6 KiBiz setzt zum Ziel, Ausbildungsabbrüchen vorzubeugen. Hierzu soll die sog. 
„Praxisanleitung“ der Auszubildenden in den tatsächlich ausbildenden Kindertageseinrichtun-
gen durch zusätzliche Mittel gestärkt werden. Der Zuschuss für Praxisanleitung wird von 
2.750 Euro auf 5.250 Euro erhöht und deckt kalkulatorisch die Refinanzierung von mindestens 
2 Stunden pro Woche (TVöD SuE 8b inkl. Sachkosten-Aufschlag). 
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(§ 47) 
Mit dem Ziel der Weiterentwicklung der alltagsintegrierten Sprachbildung wird die Förderung 
der Fachberatungsstruktur um rund 6,8 Millionen Euro verstärkt und der Zuschuss je plusKITA 
auf 3.480 Euro erhöht. Damit wird allen plusKITAs eine dem bundesgeförderten Sprachkita-
Standard vergleichbare fachliche Beratung ermöglicht. 
 
Zu Nummer 11 
(§ 48b) 
Mit der Integration des Förderprogramms der Kita-Helferinnen und -Helfer in das KiBiz ist vor-
gesehen, die finanziellen Mittel zu verstetigen, ohne den Zuschuss an die Größe der Einrich-
tung zu koppeln. Kita-Helferinnen und -Helfer entlasten das pädagogische Personal bei einfa-
chen, alltäglichen Tätigkeiten im nichtpädagogischen Bereich und stellen insofern eine wert-
volle Ergänzung der Teams in Kindertageseinrichtungen dar. Die pädagogische Betreuung 
und frühkindliche Bildung werden weiterhin ausschließlich von pädagogischen Kräften geleis-
tet. Allein für das Kita-Helfer:innen-Programm, das sehr gut angenommen wurde, hat das Land 
den Trägern bislang bereits zusätzliche Landesmittel in Höhe von insgesamt über 800 Millio-
nen Euro zur Verfügung gestellt.  
Mit dem neuen § 48b wird die Gewährung von Zuschüssen an Kindertageseinrichtungen ge-
regelt, die Kita-Helferinnen und -Helfer zur Wahrnehmung nichtpädagogischer Aufgaben ein-
setzen. Pro Kindergartenjahr soll ein Zuschuss in Höhe von 16.200 Euro je Kindertagesein-
richtung gewährt werden. 
Ziel der Regelung ist die Gewährung von Zuschüssen an Kindertageseinrichtungen, die Kita-
Helferinnen und -Helfer zur Wahrnehmung nichtpädagogischer Aufgaben einsetzen. Nichtpä-
dagogische Aufgaben im Sinne des § 48b der Kita-Helferinnen und Kita-Helfer sind insbeson-
dere folgende Tätigkeiten: 

- Unterstützung im hauswirtschaftlichen Bereich, insbesondere Essensversorgung, 
- Materialbeschaffung,  
- Begleitung bei Ausflügen, 
- Unterstützung bei der Vorbereitung von Veranstaltungen,  
- Unterstützung auf dem Außengelände und  
- einfache Bürotätigkeiten. 

Voraussetzung für die Gewährung des Zuschusses ist, dass das zuständige Jugendamt die 
Mittel an die Träger von Kindertageseinrichtungen weiterleitet und ein rechtswirksam abge-
schlossener, personenbezogener Arbeitsvertrag zur Beschäftigung von Kita-Helferinnen und 
-Helfern besteht. Zuschussfähig sind Personalausgaben, die durch die Beschäftigung von 
Kita-Helferinnen und Kita-Helfern sowie durch die Aufstockung der Arbeitszeit von bereits in 
der Einrichtung tätigem Personal entstehen. Personalwechsel sind zulässig. Die zweckent-
sprechende Verwendung der Mittel ist nachzuweisen. 
 
Zu Nummer 12 
(§ 50) 
Mit der Verstetigung des Förderprogramms der Kita-Helferinnen und -Helfer in das KiBiz als 
eigenständiger Fördertatbestand entfällt die im Gesetzentwurf vorgesehene Integration der 
Mittel in die Kindpauschalen. Da es sich um einen eigenständigen, reinen Landeszuschuss 
handelt, der nicht im Zusammenhang mit der Erhebung der Elternbeiträge steht, ist an dieser 
Stelle keine Berücksichtigung notwendig. 
 
Zu Nummer 13 
(Anlage 2) 
Mit der Verstetigung des Förderprogramms der Kita-Helferinnen und -Helfer in das KiBiz als 
eigenständiger Fördertatbestand entfällt die im Gesetzentwurf vorgesehene Integration der 
Mittel in die Kindpauschalen. Dies hat zu Folge, dass der Betrag der Kindpauschalen jeweils 
um den Zuschlag für Kita-Helferinnen und Kita-Helfern sinkt. 
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